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Thurmed-Gruppe
erzieltGewinnvon
27Millionen

Erfolg Die Thurmed-Gruppe
mit den beiden Kantonsspitä-
lernFrauenfeldundMünsterlin-
gen sowie mehreren weiteren
Unternehmensbereichenerziel-
te 2024 einen Gewinn von 27
Millionen Franken und eine
EBITDAR-Marge von 11,5 Pro-
zent. Diese Marge bezeichnet
den Gewinn vor Zinsen, Steu-
ern, Abschreibungen auf Sach-
anlagen und immaterielle Ver-
mögensgegenstände und Mie-
ten oder Restrukturierungs-
kosten. Die Kennzahl ist auf-
grund ihrer gutenVergleichbar-
keit beliebt im Gesundheitswe-
sen.DieThurmed-Gruppe sieht
ihre in der Eigentümerstrategie
vorgegebenen Ziele als vollum-
fänglicherreicht,wie es in einer
Mitteilungheisst. «DieBevölke-
rung hat stets Zugang zu medi-
zinischer Versorgung auf dem
neusten Stand der Wissen-
schaft.»

Neben der umfassenden
Versorgung der Patientinnen
undPatientenundderFunktion
eines wichtigen Arbeitgebers
werdedieThurmed-Gruppevo-
raussichtlich rund 4 Millionen
Steuern bezahlen und 5 Millio-
nenFrankenanDividendenaus-
schütten, heisst es weiter in der
Mitteilung.

DeutlicheSteigerung
gegenüber2024
EinwesentlicherTreiber fürdie
positiveEntwicklung inder Spi-
tal Thurgau AG im Verlauf des
Berichtsjahres 2024 sei einege-
zielte Ressourcensteuerung ge-
wesen.DankdesWandelshin zu
mehr ambulanter Versorgung
seien die ambulanten Leistun-
gen um 7 Prozent gestiegen. Im
Gegenzug habe die stationäre
Patientenzahl um 1 Prozent re-
duziertwerdenkönnen.Gleich-
zeitighabederSchweregradder
stationärbehandeltenPatientin-
nenundPatientenumgut2Pro-
zent zugenommen.

Die gestiegenenLeistungen
wurden mit 60 zusätzlichen
Vollzeitstellenerbracht (plus 1,7
Prozent), wie es weiter heisst.
Dank einer Reduktion der tem-
porären Mitarbeitenden habe
dies trotz einer überdurch-
schnittlichen Lohnerhöhung
von insgesamt 1,5 Prozent zu
einer vergleichsweise modera-
ten Erhöhung der Personalkos-
ten von 2,1 Prozent geführt.

ImVorjahresabschluss 2023
erzielte die Thurmed-Gruppe
eine EBITDAR-Marge von 9,4
Prozent und lag damit an der
Spitze der Schweizer Spitäler in
öffentlicher Hand (rund 3 Pro-
zent).

StrategischeWeichenstel-
lungen fürdieZukunft
Verwaltungsrat und Geschäfts-
leitung haben laut Mitteilung
eine langfristige Dachstrategie
erarbeitet. Diese ziele auf eine
nachhaltigeGesundheitsversor-
gung der Thurgauer Bevölke-
rung ab. Strategische Schwer-
punkte lägen auf der Arbeitge-
berattraktivität, der integrierten
Versorgung und derDigitalisie-
rung. Im Berichtsjahr hat die
Thurmed-Gruppe ihr Portfolio
gestrafft. Anfang 2024 verkauf-
te sie die Pathologie Enge und
per Anfang 2025 die defizitäre
Wäscherei Bodensee. (red)

SVPwillStaatsaufgabenreduzieren
DerGrosse Rat hat amMittwoch kontrovers über den Stellenzuwachs in der Thurgauer Verwaltung diskutiert.
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69 Seiten. So umfangreich ist
die Beantwortung des Regie-
rungsrates auf eine Interpella-
tion zweier SVP-Kantonsräte,
diemit sechsFragenvonderEx-
ekutivewissenwollten,wie sich
das Stellenetat in der kantona-
len Verwaltung verändert hat.
Kurz gesagt: Im Vergleich zum
Bevölkerungswachstumhat sich
der Stellenzuwachs in zehn Jah-
ren überproportional entwi-
ckelt.Das istKantonsrätinAline
Indergand (SVP, Altnau) ein
Dorn im Auge, vor allem, weil
ein Grossteil der geschaffenen
StellendieRegierungzuverant-
worten hat.

Insbesondere das Departe-
ment für Inneres und Volks-
wirtschaft falle mit einem ho-
hen Stellenzuwachs auf, sagt
Indergand. «Hier hat einmas-
siver Ausbau beim Amt für In-
formatik, beim Veterinäramt
sowie beimAmt fürWirtschaft
stattgefunden.» Indergand
richtet ihr Wort an die Exe-
kutive: «Sie müssen diese
Tendenz stoppen, sonst macht
es der Grosse Rat.» Sie for-
dert, dass man sich von Unnö-
tigem trennt, das nicht zwin-
gend Staatsaufgabe sei. «Sei-
en Sie mutig, auch wenn Sie
dadurch nicht überall beliebt
sein werden.»

SPundGrünebefürchten
Demokratieverlust
Mit ihrem Votum befeuert
Indergand vor allem im linken
BlockdesGrossenRats dieVer-
mutung, die SVP wolle die De-
mokratie schwächenund in der
Manier des amerikanischen
Tech-Milliardärs Elon Musk
willkürlich Stellen streichen.
«Elon Musk hat die Debatte
zum schlanken Staat ausgelöst.
Nur: Bürokratie ist nicht nur
notwendiges Übel, sondern
auchwichtig für dieUmsetzung

demokratischer Strukturen»,
sagt Mathis Müller (GP, Pfyn).
SP-FraktionspräsidentinBarba-
ra Dätwyler (Frauenfeld) äus-
sert die Vermutung, es stecke
mehr hinter der Interpellation
als die blosse Abfrage von Zah-
len zur Stellenentwicklung.Die
BottighoferinMarionSontheim
(SP) fragt: «Stellen Sie alleMit-
arbeitenden der Verwaltung
unter den Generalverdacht, zu
faulenzen?»

StefanWolfer (SVP,Weinfel-
den) hält den Fragen entgegen,
dass der Personalaufwand mit
488 Millionen Franken fast 20
Prozent derGesamtkosten aus-
mache.«Es ist lobenswert, dass

der Thurgau eine der schlanks-
ten Verwaltungen der Schweiz
hat.Dasdarf abernicht darüber
hinwegtäuschen, dass das Stel-
lenetatüberproportional zurBe-
völkerung gewachsen ist.»

Reto Ammann, GLP-Frak-
tionspräsident ausKreuzlingen,
will die Emotionen aussen vor
lassenundfindet, dieÜbersicht
zur Stellenentwicklung sei ein
gutes Führungsinstrument.
Martina Pfiffner Müller (FDP,
Gachnang) kritisiert: «Es fehlt
der Blick auf die Lösungen.»
Weiterbemängelt sie, dieRegie-
rungwerfedemGrossenRatdie
Schaffung von Stellen vor. «Die
FDP fordert eine gesunde Por-

tionPragmatismusundwünscht
sichLösungen stattMahnungen
von der Regierung.»

«DieRegierung istnicht
untätig»
ChristianCaviezel (EDU,Täger-
wilen) hebt den mahnenden
Zeigefinger vor allem in Rich-
tung Gesellschaft. «Der Kern
des Problems und die alleinige
Lösung kann nicht der Regie-
rungsrat sein», sagt er. «Es liegt
an uns allen.» Die EDU/Auf-
recht-FraktionseheeineStellen-
plafonierung jedoch als Mög-
lichkeit, den Stellenzuwachs
einzuschränken. Roger Martin
(Mitte,Romanshorn) vermutet,

dass wahrscheinlich mehr ge-
schaffene Stellen auf den Gros-
sen Rat entfallen als in der Be-
antwortung aufgeführt sind.

Nach etwas mehr als einer
Stunde kommt Finanzdirektor
Urs Martin zu Wort: «Ich kann
die Kritik am Stellenwachstum
nachvollziehen.» Mit dem um-
fangreichen Überblick wollte
man die nötige Transparenz
schaffen, habe aber aufgrund
der Fragen zurück und nicht in
dieZukunft geblickt.DieRegie-
rung sei aber nicht untätig. Sie
habe diese Woche eine Aufga-
benprüfung indieWegegeleitet,
und auch die Finanzstrategie
werde bereits überarbeitet.

Kantonsrätin Aline Indergand (SVP, Altnau) kritisiert das überproportionale Stellenwachstum in der Thurgauer Verwaltung. Bild:AndreaTinaStalder

SechsTraktanden in40Minuten
AmMittwoch hat derGrosse Rat in nicht einmal einer Stunde denGrossteil der Geschäfte erledigt.
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Innur40Minutenhabendie 122
anwesenden Parlamentsmit-
glieder die ersten sechs von sie-
benTraktandenderhalbtägigen
Sitzung durchberaten. Zur
Hauptsache ging es um Geset-
zesänderungen, die inder zwei-
ten Lesung durchberaten wur-
den.Hier die Übersicht.

Anpassungenbeim
Polizeilohngenehmigt

Bei der Redaktionslesung zur
ÄnderungdesGesetzesüberdie
Zivil- undStrafrechtspflege, der
Verordnung des Grossen Rates
über die Besoldung des Staats-
personals, des Einführungsge-
setzes zumSchweizerischenZi-
vilgesetzbuch und des Verant-
wortlichkeitsgesetzes hat die
Redaktionskommissionnurwe-
nig Anmerkungen.

Da es keineDiskussion gibt,
schreitetGrossratspräsidentPe-

ter Bühler (Mitte, Ettenhausen)
zur Schlussabstimmung, die bis
auf eine Enthaltung mit 116 Ja-
Stimmenausfällt.Damithatder
Grosse Rat beispielsweise einer
Besoldung imPolizeikorpsnach
Funktion und nicht mehr nach
Rang zugestimmt. Weiter kann
nunauchdieStaatsanwaltschaft
sogenannte Assistenzstaatsan-
wälte einsetzen und damit den
Einstieg indenBeruferleichtern.
Die Friedensrichterinnen und
-richter sind künftig demOber-
gericht undnichtmehr demBe-
treibungsamt unterstellt.

DasBevölkerungsschutz-
gesetzwird angenommen

BeimBevölkerungsschutzgesetz
handelt es sich um ein völlig
neues Gesetz. Die Redaktions-
kommission hat in der ersten
Lesung aufgrund eines Antrags
von Andreas Opprecht (FDP,
Sulgen) aufAufnahmeeines zu-
sätzlichen Passus die Numme-

rierung geändert. Ansonsten
bleibt fast alles gleich.Zuden re-
daktionellen Anpassungen gibt
es keine Voten, die Diskussion
wirdnicht benutzt.Die Schluss-
abstimmung zeigt: Das Gesetz
ist angenommen.

Stillschweigend
durchberaten

Bei der Änderung desKranken-
versicherungsgesetzes gibt es
weder vom Kommissionspräsi-
denten David Zimmermann
(SVP, Braunau) noch aus dem
Plenum eine Anmerkung. Das
Geschäft ist damit in zweiterLe-
sung stillschweigend durchbe-
raten.

Standortförderunggeht
eineRundeweiter

Obschon Hans Eschenmoser
(SVP, Weinfelden) ein längeres
Votum hält, gibt es in der zwei-
ten Lesung keinen Antrag. Die
SVPwirderst bei der Schlussab-

stimmungwieder aktivwerden.
Reaktionen gibt es nur zu die-
semVotum, nicht aber zumGe-
schäft, das damit eine Runde
weitergeht.

Motion zurückgezogen

HermannLei (SVP,Frauenfeld)
tritt alsMotionär zu seinemVor-
stoss«AngleichendesBeurkun-
dungsrechts, um Fernbeurkun-
dungen zuermöglichenunddie
Effizienz von Unternehmen zu
sichern» ans Rednerpult und
sagt: «Wir sind zufrieden mit
der Antwort der Regierung und
wissen, dass unser Anliegen
möglich ist, deshalb ziehen wir
die Motion zurück.» Damit ist
auchdiesesTraktandumimRe-
kordtempo abgeschlossen.

Regierungsrat
entschuldigt sich für
Fehler imBudget

«Wir behandeln ein spezielles
Geschäft, das so vermutlich

noch nie behandelt wurde»,
sagt Kantonsrat Hans Eschen-
moser (SVP,Weinfelden). Der
Präsident der Geschäftsprü-
fungs- und Finanzkommission
(GFK) erklärt, dass der Grosse
Rat in der Budgetdebatte auf-
grund eines Fehlers in der Ex-
cel-Datei über eine falsche Ge-
samtinvestitionssumme abge-
stimmt hat. Das gelte es nun zu
korrigieren. Die GFK habe das
aber nicht selbst entscheiden
wollen, weshalb sie das Ge-
schäft an den Regierungsrat
zurückgeschickt habe – und
dieser seinerseits an denGros-
sen Rat. Regierungsrat Domi-
nik Diezi, in dessen Departe-
ment der Fehler passierte,
sagt: «Es ist ein bedauerlicher
Fehler, wofür wir uns ent-
schuldigen. Ich bitte Sie, den
Entschluss zu fassen und dies
im Budget 2025 anzupassen.»
Dem folgt das Parlament ohne
Gegenstimme.


